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A. Mündliche Fragen gemäß 1. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


1. Abgeordneter 
Peters 

(Poppenbüll) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, die 
Einkommens- und Liquiditätshilfe der land- 
wirtschaftlichen Betriebe sei nach Buchfüh- 
rungsergebnissen schlechter als je zuvor — die 
Bauern erzielten heute für ihre Produkte 
Preise, die unter denen des Jahres 1961/62 
liegen — , die Betriebsmittelpreise steigen da- 
gegen ständig? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 

2. Abgeordneter Unterstützt die Bundesregierung immer noch 
HÖcherl die Antwort (Drucksache VI/2711) des Bundes- 

ministers für Städtebau und Wohnungswesen 
auf die Kleine Anfrage meiner Fraktion, ob- 
wohl in dem inzwischen vom gleichen Mit- 
glied der Bundesregierung herausgegebenen 
„Wohnreport 1971" deutlich dargelegt wird, 
daß in den vergangenen 20 Jahren in der 
Bundesrepublik Deutschland pro 1000 Ein- 
wohner 192 Wohnungen gebaut worden sind, 
während es in Schweden nur 178, in Groß- 
britannien 119 und in Frankreich 113 Woh- 
nungen waren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 

3. Abgeordneter Wie stellt sich die Bundesregierung zu Presse- 
Sdiedl berichten, wonach der Bundesrechnungshof 

bei der Prüfung des Deutschen Entwicklungs- 
dienstes (DED) zu dem Schluß gelangt ist, daß 
der Bundesminister für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit seine Aufsichtspflicht gegenüber 
dem DED „etwas zu lax" gehandhabt hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

4. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Wolfram die Kompetenzen der Kommunen in Umwelt- 

schutzfragen zu schwach sind, um eine wirk- 
same Unterstützung der diesbezüglichen Be- 
mühungen der Bundesregierung auf örtlicher 
Ebene zu gewährleisten, und welche Maß- 
nahmen sind zur Stärkung der Gemeinde- 
kompetenzen in diesem Bereich im Programm 
der Bundesregierung zum Umweltschutz vor- 
gesehen? 
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5. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Förderung der 

Wolfram Umsiedlung umweltbelästigender Betriebe aus 

Wohngegenden durch Mittel aus dem ERP- 
Programm oder anderen Haushaltsmitteln für 
eine sinnvolle Maßnahme, und gedenkt sie 
diese zu ergreifen? 

6. Abgeordneter ln welcher Weise wird die Öffentlichkeit lau- 

Dr. Schmitt- fend über rechts- und linksradikale Tarnorga- 

Vockenhausen nisationen unterrichtet, um sich Aktionen und 

Veranstaltungen derartiger Organisationen 
mit verfassungsfeindlichen Zielsetzungen 
transparent zu machen? 

7. Abgeordneter Kann die Bundesregierung die Informationen 

Dr. Marx des ZDF-Magazms vom 20. Oktober 1971 be- 

(Kaiserslautern) stätigen, v/onach vom 1. Januar bis 19. Okto- 
ber 1971 die Zahl der aus der DDR geflüchteten 
700, die Zahl jener, die über andere Länder 
den sogenannten zweiten deutschen Staat als 
Flüchtlinge verlassen haben, 3760 beträgt? 

8. Abgeordneter Warum gibt die Bundesregierung keine amt- 

Dr. Marx liehen Mitteilungen mehr heraus, die der Be- 

(Kaiserslautem) völkerung der Bundesrepublik Deutschland 

ein ungeschminktes Bild über die Anzahl der 
Flüchtlinge und die Zwischenfälle an Zonen- 
und Sektorengrenze vermitteln? 

9. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den Bericht 

Hansen über die Praxis des Asylrechts in der Bundes- 

republik Deutschland in der Zeitsdirift „kon- 
kret" vom 21. Oktober 1971? 


10. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, wonach über 300 An- 
Dr. Arnold gehörige der früheren SS-Division „Das Reich" 

vor kurzem einen Traditionsverband gegrün- 
det haben, mit dem auch politische Ziele ver- 
folgt werden sollen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


11. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, welches Er- 
Kaffka gebnis die von Staatssekretär Rosenthal in 

der Fragestunde am 23. Juni 1971 erwähnte 
Prüfung durch das Bundeskartellamt und das 
^ Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- 
und Bausparwesen, ob die letzten Prämien- 
erhöhungen der Feuerversicherer mißbräuch- 
lich sind, gehabt hat? 
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!2. Abgeordneter 

Kaffka 


13. Abgeordneter 

Strohmayr 


14. Abgeordneter 

Strohmayr 


15. Abgeordneter 

Löffler 


16. Abgeordneter 

Löffler 


17. Abgeordneter 

Ott 


18. Abgeordneter 

Ott 


19. Abgeordneter 

Dr. Sperling 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Feuerversicherer neuerdings wieder erheb- 
liche Prämienerhöhungen vornehmen, indem 
sie für die einzelnen Wirtschaftsbereiche line- 
are Zuschläge bis zu 60®/o erheben, daß da- 
durch große Unruhe in die Wirtschaft getragen 
wird, und daß die Realisierung dieser Maß- 
nahme notwendigerweise weitere Preissteige- 
rungen zur Folge haben wird? 

Trifft es zu, daß ein Gerichtsurteil zum Bank- 
geheimnis dahin ergangen ist, daß „eine Bank 
grundsätzlich nur dann Auskünfte erteilen 
soll, wenn sie vorher das Einverständnis des 
Kunden erhielt oder dieses Einverständnis 
stillschweigend voraussetzen könne"? 

Wird die Bundesregierung Maßnahmen er- 
greifen, die den durch den letzten Halbsatz 
dieses Urteils sehr zweifelhaft gewordenen 
Schutz des Bankgeheimnisses wieder, unan- 
tastbar sicherstellt? 

Welches Ergebnis hat das Verfahren gehabt, 
das die Bundesregierung nach Artikel 89 des 
EWG-Vertrags wegen der Stickstoffpreise 
bei der Kommission in Brüssel eingeleitet hat? 

Zu welchem Ergebnis ist das Bundeskartellamt 
bei seiner Überprüfung des Verhaltens der 
deutschen Stickstoff Industrie gelangt? 

Inwieweit war die Annahme der Bundesre- 
gierung über eine „Senkung der Preissteige- 
rungsrate auf drei Prozent" im Jahr 1971 be- 
einflußt von einer Prognose des Wirtschafts- 
wissenschaftlichen Instituts der Gewerkschaf- 
ten, wonach 1971 mit einer „echten Preisstei- 
gerung von nur 2 Prozent gerechnet werden" 
müsse? 

Gingen der Entschluß der Bundesregierung im 
Frühjahr 1970, entgegen den Empfehlungen 
des Sachverständigenrates auf konjunktur- 
dämpfende Maßnahmen zu verzichten, und die 
wiederholten Erklärungen des Bundeskanz- 
lers über eine „bevorstehende Abschwächung 
des Preisauftriebs und einer Normalisierung 
der Konjunktur" auf die Prognose des WWi 
vom 21. Januar 1970 über ein Nachlassen der 
konjunkturellen Überbeanspruchung zurück? 

Kann die Bundesregierung (in Zahlen) dar- 
legen, wie hoch der Aufwertungseffekt der 
Deutschen Mark bei freien Wechselkursen lie- 
gen würde, wenn die Preissteigerungsrate in 
der Bundesrepublik Deutschland unter einer 
Grenze von 2% liegen würde, und ist die 
Bundesregierung in der Lage, die Konsequen- 
zen eines solch höheren Aufwertungseffektes 
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für die deutsche Landwirtschaft und die Ex- 
portwirtschaft und insbesondere die Rück- 
wirkungen auf deren langfristige Arbeits- 
marktsituation 2 u verdeutlichen? 


20. Abgeordneter In welchem Umfang hätte sidi andererseits die 

Dr, Sperling Preissteigerungsrate wahrscheinlich entwik- 

kelt, wenn die Bundesregierung an starren 
Wechselkursen für die Deutsche Mark fest- 
gehalten hätte, und kann die Bundesregierung 
in Zahlen darlegen, in welchem Umfang sich 
der Zustrom ausländischer Währungen und 
damit der Umfang des Imports von inflatio- 
nären Tendenzen dieser Währungen in die 
Bundesrepublik Deutschland bei starren 
Wechselkursen fortgesetzt hätte? 

21. Abgeordneter Wie begründet die Bundesregierung die Be- 

Breidbach hauptung des Parlamentarischen Staatssekre- 

tärs beim Bundesminister für Wirtschaft und 
Finanzen, Philip Rosenthal, anläßlich der Er- 
öffnung der Woche des Verbrauchers, Mini- 
ster Schiller sei weder der Minister der Unter- 
nehmer noch der Minister der Arbeitnehmer, 
sondern er sei der Minister der Verbraucher? 

22. Abgeordneter Wie begründet die Bundesregierung ihre Auf- 

Breidbach fassung, daß die sog. hausgemachten Ursachen 

für die derzeitige inflationäre Entwicklung 
ausschließlich im Verhalten der Tarifpartner 
liegen? 

Wie verträgt sich die Aussage des Parlamen- 
tarischen Staatssekretärs beim Bundesminister 
für Wirtschaft und Finanzen, Philip Rosen- 
thal, anläßlich der Eröffnung der Woche der 
Verbraucher, eine Konzentration der Ver- 
bände und Institutionen, die sich mit Ver- 
braucheraufklärung, Verbraucherberatung und 
Verbraucherpolitik befassen, sei zur Wahr- 
nehmung der Interessen der Verbraucher un- 
erläßlich und werde von der Bundesregierung 
auch gewünscht, mit der Tatsache, daß außer- 
halb der AGV mit finanzieller Hilfe des Bun- 
des das Kontaktbüro für Verbraucheraufklä- 
rung und die REWE-Zentralorganisation ein 
deutsches Hausfrauenparlament einberufen 
wollen? 

24. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung unter dem Ge- 
Vogt sichtspunkt der Glaubwürdigkeit einer wirk- 

samen Vertretung der Interessen der Ver- 
braucher nicht für fragwürdig, daß das aus 
staatlichen Mitteln finanzierte Kontaktbüro 
für Verbraucheraufklärung mit nur einer 
Handelsorganisation als ständige Einrichtung 
ein deutsches Hausfrauenparlament zu grün- 
den beabsichtigen? 


23. Abgeordneter 

Vogt 
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25. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Dr. Früh Präsidenten des Deutschen Sparkassen- und 

Giroverbandes, Ludwig Poullain, daß die Vor- 
aussetzung einer Einigung mit Frankreidi in 
der Währungspolitik die Aufgabe des Grenz- 
ausgleichs für die Landwirtschaft sei, da hierin 
ein Sprengsatz der europäischen Integration 
liege (Stuttgarter Nachrichten vom 26. Okto- 
ber 1971)? 


26. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die Absicht, beson- 
Reddemann dere Strukturförderungsprogramme auch für 

monostrukturierte Räume, wie z. B. die Stadt 
Hagen, in der infolge der Situation in der 
Stahlindustrie 4500 Arbeitsplätze gefährdet 
sind, auszuarbeiten, um in diesen Gebieten 
bessere Chancen bei der Neuschaffung von 
Arbeitsplätzen und bei Erhaltung ihrer Wirt- 
schaftskraft zu ermöglichen? 


27. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die merkwürdigen 

Dr. MeinicRe Werbemethoden mehrerer sogenannter Frei- 

(Hamburg) zeitbibliotheken bekannt, die unter dem Stich- 

wort „Sweepstake“ angetilich Gewinnlosnum- 
mern versenden, und damit gleichzeitig für 
den Teilnehmer nicht übersehbare Buchbe- 
stellungen zu animieren, ohne jedoch bereit 
zu sein, Gewinnverteilungspraxis zu offen- 
baren (siehe Zeitschrift „test", 6. Jahrgang, 
Oktober 1971)? 


28. Abgeordneter Wird die Bundesregierung die Frage prüfen, 
Dr. Meinicke ob im Rahmen der Verwirklichung der Ziel- 
(Hamburg) Setzungen der Verbraucherpolitik (Drucksache 

VI/2724, Nummern II und III Absatz 7.1) durch 
Gesetzes- oder Verfahrensänderungen der- 
artige irreführende Werbemaßnahmen straf- 
rechtlich wirkungsvoller als bisher verfolgt 
werden können? 


29. Abgeordnete Gibt es Überlegungen, in welcher Weise ver- 
Frau Funcke hindert werden kann, daß geringfügige Be- 
teiligungen von Arbeitnehmern an einer Per- 
sonengesellschaft (Mitunternehmer) dazu 
führt, daß deren volle Löhne und Gehälter 
dem zu versteuernden Gewerbeertrag zuge- 
rechnet werden und damit eine unverhältnis- 
mäßig hohe Gewerbesteuerbelastung entsteht? 


30. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß einzelne 
Pensky Finanzämter dazu übergegangen sind, die so- 

genannten Satzgelder bei Brieftaubensport- 
veranstaltungen, die lediglich dazu dienen, die 
Transportkosten zu bestreiten sowie Preise 
zu beschaffen, für umsatzsteuerpflichtig zu 
erklären? 
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31. Abgeordneter 

Pensky 


32. Abgeordneter 

Hansen 


33. Abgeordneter 

Dr. Gatzen 


34. Abgeordneter 

Bittelmann 


35. Abgeordneter 

Bittelmann 


Ist die Bundesregierung mit mir der Auffas- 
sung, daß eine solche Besteuerung nicht ver- 
tretbar ist, weil es sich dabei — wenn über- 
haupt — - um nicht nennenswerte Einzellei- 
stungen gegenüber den Mitgliedern handelt 
und dadurch der Brieftaubensport als Freizeit- 
gestaltung einer starken Belastung ausgesetzt 
sein würde, zumal in den Kreisen der Brief- 
taubenliebhaber die unteren Einkommens- 
schichten überwiegen? 

Welche Konsequenzen wird die Bundesregie- 
rung aus dem in der Zeitschrift „konkret" vom 
21. Oktober 1971 auf Seite 45 veröffentlichten 
Gutachten des Vizepräsidenten des Bundes- 
verfassungsgerichtes, Walter Seuffert, über 
Versteuerung nach §§ 16 oder 17 EStG im 
Falle der Wohnsitzverlegung des Alleinge- 
sellschafters einer AG ins Ausland ziehen? 

Wie hoch war das Aufkommen an Kraftfahr- 
zeugversicherungsteuer im Jahre 1970, und 
wie hoch wird der Ertrag aus dieser Steuer 
nach den Beitragserhöhungen im Jahre 1971 
sein? 

Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
geben, wie hoch die zusätzliche Kostenbe- 
lastung im Agrarverkehr durch die vorge- 
sehene Erhöhung der Mineralölsteuer ein- 
schließlich Mehrwertsteuer und durch die 
vorgesehene Erhöhung der Kraftfahrzeug- 
steuer für LKW sein wird? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, um die 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Land- 
wirtschaft infolge sich ergebender Vergröße- 
rung der Kostenunterschiede auf dem Agrar- 
verkehrssektor innerhalb der EWG nicht noch 
mehr als bisher zu beeinträchtigen, auch künf- 
tig für die Landwirtschaft eine Ausnahme- 
regelung vorzusehen, wie das bislang durch 
Freistellung von der Straßengüterverkehr- 
steuer der Fall war? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


36. Abgeordneter 

Dr. Müller 
(München) 


Entsprechen Pressemeldungen den Tatsachen, 
daß Bauarbeiter aus den Ostblockstaaten in 
der Bundesrepublik Deutschland nicht die 
gleichen Rechte wie deutsche Arbeiter be- 
sitzen, und daß sie zum Beispiel keine Über- 
stundenbezahlung und nicht genügend Frei- 
zeit haben sowie hohe Disziplinarstrafen bei 
kleinen Vergehen bezahlen müssen? 
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37. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Dr. Müller rung sicherzustellen, daß die Ostblodcarbeiter 

(München) in der Bundesrepublik Deutschland die glei- 

chen Rechte haben wie die deutschen Arbeiter? 

38. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Informationen dar- 

Dr. Gatzen über, in welchem Maße ältere Ausländs- 

deutsche durch konfiskatorische Maßnahmen 
südamerikanischer Staaten in ihrer Alters- 
sicherung gefährdet sind, und was gedenkt sie 
zu tun, um den so Betroffenen zu helfen, die 
in die Heimat zurückkehren wollen? 

39. Abgeordneter In welchem Umfange wurden auf Grund des 

Varelmann Arbeitsförderungsgesetzes überregionale Aus- 

bildungsförderungszentren in den Ballungs- 
räumen und in den Großstädten eingerichtet, 
und in welchem Ausmaß in den überwiegend 
ländlichen Arbeitsamtsbezirken? 

40. Abgeordneter Wie hoch ist hierfür der finanzielle Aufwand 

Varelmann in den Großstädten und in den ländlichen 

Arbeitsamtsbezirken? 

41. Abgeordneter Da im Entwurf des Bundeshaushaltsplans für 

Berberich das Haushaltsjahr 1972 des Geschäftsbereichs 

des Bundesministers für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten und im Finanzplan des 
Bundes 1971 bis 1975 für das Jahr 1972 keine 
Mittel für Zuschüsse an die Träger der land- 
wirtschaftlichen Unfallversicherung vorgese- 
hen sind und im Finanzplan des Bundes 1971 
bis 1975 ausgeführt ist, daß die bisher frei- 
willig gezahlten Bundeszuschüsse in einem 
Gesamt-Gemeinlastverfahren getragen werden 
können, frage ich die Bundesregierung, wie 
weit die Vorarbeiten für ein derartiges Ge- 
meinlastverfahren gediehen sind? 

42. Abgeordneter Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 

Berberich rung für den Fall, daß das beabsichtigte Ge- 

meinlastverfahren im Jahre 1972 nicht Platz 
greifen kann, vor allem in bezug auf die 
Finanzierung der landwirtschaftlichen Unfall- 
versicherung? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


43. Abgeordneter Wie hoch ist der Wert der Leistungen der 
Dr. Riedl Bundeswehr für die Olympischen Spiele 1972 

(München) in München zu veranschlagen? 
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44. Abgeordneter 

Dr. Sdimidt 
(Gellersen) 


Hat es für die an den Herbstmanövern in 
Niedersachsen teilnehmenden Truppenver- 
bände besondere Vorschriften über die Fahr- 
zeugbewegungen im Gelände und über die 
Sonderausstattung der Kettenfahrzeuge im 
Straßenverkehr gegeben? 


45. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbadi) 


Weshalb ist die Bundesregierung mit der 
Erfüllung ihrer gemäß § 8 des unter dem 
30. September 1968 vereinbarten Verwaltungs- 
abkommens über das wehrgeschichtliche Mu- 
seum in Rastatt mit dem Land Baden-Würt- 
temberg übernommenen Verpflichtung, die 
Kosten der Erstellung des wehrgeschichtlidien 
Museums in Rastatt zu tragen, in Verzug, 
sodaß die von Baden-Württemberg bereits 
seit vier Jahren in Angriff genommene In- 
standsetzung des Rastatter Schlosses nicht 
Zug um Zug mit der dringend erforderlichen 
Herrichtung des unentgeltlich darin unterge- 
brachten Museums fortgeführt werden kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


46. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, der Aufforde- 
Sdilee rung des Präsidenten der European Organi- 

zation for Research on Treatment of Cancer 
(EORTC), Professor Dr. D. W. van Bekkum, 
— ausgesprochen unter dem 23. Juni 1971 mit 
einer, auch an den Bundeskanzler der Bundes- 
republik Deutschland gerichteten Botschaft — 
Folge zu leisten und sich an einer von den 
europäischen Ländern gemeinsam zu errich- 
tenden Anstalt oder Einrichtung zur Erfor- 
schung der Ursachen und der Behandlung der 
Krebserkrankungen zu beteiligen? 


47. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die von 
Wende dem Ernährungswissenschaftler Dozent Dr. 

H. J. Holtmeier von der Universität Stuttgart 
festgestellte und in der neuesten Ausgabe 
des „Deutschen Arzteblattes" veröffentlichte 
Tatsache, daß in der Bundesrepublik Deutsch- 
land handelsübliche Wurst im Durchschnitt 
84,3Vo Fett-Kalorien enthält und das fett- 
ärmere Wurst zu einem hohen Anteil aus min- 
derwertigen Bestandteilen wie Schwarten, 
Sehnen, Innereien, Speck und Fettgewebe be- 
steht? 


48. Abgeordneter Welche Maßnahmen erwägt die Bundesregie- 
Wende rung angesichts der Tatsache, daß bereits 

60Vo der Bevölkerung der Bundesrepublik 
Deutschland übergewichtig und damit leicht 
anfällig gegen Krankheiten geworden sind, 
um diese Entwicklung zu bremsen? 
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49. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 


50. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 


51. Abgeordneter 

Dr. Hubrig 


52. Abgeordneter 

Dr. Hubrig 


53. Abgeordneter 

Niegel 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung gegen den immer größer werdenden 
Mangel an praktischen Ärzten (Allgemein- 
mediziner), insbesondere auf dem flachen 
Land, zu ergreifen? 

Ist die Bundesregierung nicht der Ansicht, 
daß die Anregung des Bundeswirtschaftsmini- 
steriums vom September 1971, den Landärzten 
den Verkauf von Arzneimitteln zu gestatten, 
geeignet wäre, die Attraktivität dieses Berufs- 
standes zu heben? 

Welche Auffassung hat die Bundesregierung 
über die weiteren Aufgaben und finanziellen 
Aufwendungen des Deutschen Krebsfor- 
schungszentrums in Heidelberg? 

Trifft es zu, daß 35 Millionen DM für das 
Deutsche Krebsforschungszentrum, darunter 
auch Mittel für einmalige Anschaffungen, 1971 
gesperrt sind? 

Ist die Bundesregierung auch auf Grund des 
Abstimmungsergebnisses im Europäischen 
Parlament bereit, dem Vorschlag der Europäi- 
schen Kommission zur Angleichung der Rechts- 
vorschriften über Bier im EWG-Ministerrat 
zu widersprechen und das deutsche Reinheits- 
gebot bei der Bierherstellung, wonach Bier nur 
aus Gerste oder Weizenmalz, Hopfen, Hefe 
und Wasser hergestellt werden darf, mit Nach- 
druck zu verteidigen? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


54. Abgeordnete Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die 
Frau Dr. Walz ursprünglich für den Deutschen Wetterdienst 
getroffene Arbeitsplatzbeschreibung, die den 
naturwissenschaftlich ausgebildeten und täti- 
gen Meteorologen gemäß der Tätigkeitsmerk- 
male mit dem Verwaltungsbeamten gleich- 
stellt, bei der rapiden Erkenntnisexpansion 
der Naturwissenschaften und den damit ein- 
hergehenden erhöhten Ausbildungsanforde- 
rungen heute noch gerechtfertigt ist? 


55. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, nach denen es der 
Wohlrabe sowjetischen Fluggesellschaft Aeroflot erlaubt 

ist, im Gegensatz zur Darstellung von Bundes- 
minister Leber, Passagiere und Fracht auf der 
Linie Moskau — Frankfurt — Moskau für die 
Teilstrecke vom Ost-Berliner Flughafen 
Schönefeld nach Frankfurt in beiden Richtun- 
gen zuladen zu dürfen? 
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56. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung gegen eine 

Wohlrabe mögliche Aushöhlung des Flugmonopols der 

West-Alliierten, die als einzige den freien 
Zugang nach West-Berlin gewährleisten, zu 
tun? 

57. Abgeordneter Wieviel Züge der Fernverbindungen der Deut- 

Lemmrich sehen Bundesbahn hatten im Sommerfahrplan 

1971 eine Verspätung von mehr als 5 Minuten 
(in o/o)? 

58. Abgeordneter Welches sind die Gründe für die zahlreichen 

Lemmrich Verspätungen auf den Personen-Fernverbin- 

düngen der Deutschen Bundesbahn während 
des Sommerfahrplanes 1971 und jetzt? 

59. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Bay- 

Dr. Aigner ern die höchstzulässige Rehwilddichte 8 Stück 

pro 100 ha beträgt und daß nach den vor- 
läufigen Richtlinien des Bundesverkehrsmini- 
steriums vom 28. Januar 1971, die eine Reh- 
dichte von 12 Stück vorsehen, in Bayern kei- 
nerlei Schutzzdune errichtet werden könnten, 
obwohl gerade Bayern die stärkste Unfall- 
ziffer auch in Rehwildgebieten aufweist? 

60. Abgeordneter Stimmt die Bundesregierung der Auffassung 

Dr. Aigner zu, daß das entscheidende Kriterium für die 

Unfallhäufigkeit nicht die allgemeine Wild- 
dichte, sondern die Art der Streckenführung 
ist, beispielsweise die Abtrennung von Ein- 
stands- und Äsungsflächen, und ist die Bun- 
desregierung infolgedessen bereit, die vorläu- 
figen Richtlinien entsprechend abzuändem? 

61. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für vertretbar, 

Dr. Jobst daß der Vorstand der Deutschen Bundesbahn 

die Auflösung von Bundesbahndirektionen 
jetzt vollzieht, obwohl dieser Maßnahme bis- 
her nur Wirtschaftlichkeitsberechnungen vom 
31. Dezember 1965 zugrundeliegen und daher 
die in der Zwischenzeit mit dem erheblichen 
Strukturwandel der Deutschen Bundesbahn im 
technischen, personellen und organisatorischen 
Bereich eingetretene einschneidende Verände- 
rung der Relation von Aufwendungen und Er- 
sparnissen unberücksichtigt bleibt? 

62. Abgeordneter Hat die Aufklärungsaktion der Bundesregie- 

Dr. Jobst rung, für die 13 Millionen DM aufgewendet 

wurden, erreicht, daß die neue Straßenver- 
kehrs-Ordnung ins Bewußtsein der Verkehrs- 
teilnehmer gedrungen ist? 

63. Abgeordneter über welche Erfahrungen verfügt die Bundes- 

Becker regierung bei der Auflösung von Bundesbahn- 

(Nienberge) direktionen in fünf Stufen nach nahezu abge- 

schlossener zweiter Stufe? 
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64. Abgeordneter 

Bedcer 

(Nienberge) 


65. Abgeordneter 

Weigl 


66. Abgeordneter 

Weigl 


67. Abgeordneter 

Zander 


68. Abgeordneter 

Zander 


69. Abgeordneter 

Josten 


70. Abgeordneter 

Josten 


71. Abgeordneter 
Metzger 


72. Abgeordneter 
Metzger 


Werden beim Gesamtprogramm der Auflösung 
von sechs Bundesbahndirektionen von Stufe 
zu Stufe Wirtschaftlichkeitsrechnungen auf- 
gestellt und die sich ändernden Marktstruk- 
turen sowie der technische Fortschritt berück- 
sichtigt? 

Durch welche Straßenbaumaßnahmen im Fünf- 
jahresplan 1971 bis 1975 wird der Anschluß 
der nördlichen Oberpfalz an das westliche 
Bundesgebiet sichergestellt? 

Wird die Bundesregierung für den Straßenbau 
in der nördlichen Oberpfalz Sondermittel, z. B. 
durch die Neuauflage des Gemeinsamen Struk- 
turprogramms, für den Anschluß der nörd- 
lichen Oberpfalz an das Straßenverkehrsnetz 
der Ballungsgebiete zur Verfügung stellen? 

In welchem Umfang hat die Deutsche Bundes- 
bahn in den Jahren 1969, 1970 und 1971 Auf- 
träge an die Eisen- und Stahlindustrie in der 
Bundesrepublik Deutschland vergeben? 

Inwieweit hat sie dabei die unterschiedlichen 
konjunkturellen Gegebenheiten in diesem 
Wirtschaftszweig berücksichtigt? 

Aus welchen Gründen beabsichtigt die Bun- 
desregierung, als Gesellschafter aus der Nür- 
burgring GmbH auszuscheiden, an der die 
Bundesrepublik Deutschland mit rund 50 Pro- 
zent des Stammkapitals beteiligt ist? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Fall 
eines Ausscheidens des Bundes aus der Nür- 
burgring GmbH der Mitgesellschafter, das 
Land Rheinland-Pfalz, nicht in der Lage ist, 
die Belastungen der Nürburgring GmbH allein 
zu tragen und damit die Existenz der Ge- 
sellschaft infrage gestellt wird? 

Hält es die Bundesregierung für wirtschaftlich 
vertretbar, Planungs- und Bauvorbereitungs- 
arbeiten im Fernmeldetiefbau und im Hoch- 
bau der Deutschen Bundespost an selbständige 
Ingenieure und Architekten zu vergeben, ob- 
wohl sie selbst über qualifizierte Fachkräfte 
verfügt? 

Ist es der Bundesregierung bekannt, daß die 
Ingenieure der Deutschen Bundespost wegen 
der postspezifischen Eigenart der Leistung 
auch bei einer Vergabe der Arbeiten an selb- 
ständige Ingenieure und Architekten vielfach 
sehr weitgehend beratend und mitwirkend 
tätig sein müssen, wobei diese Mithilfe bei 
dem Leistungsentgelt (Honorar) für die selb- 
ständigen Ingenieure und Architekten nicht 
berücksichtigt wird? 
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73. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Deutsche Bundespost die 

Dr. Evers auf Grund des 1. BesVNG angehobenen 

Dienstposten neu ausschreibt und im Gegen- 
satz zu der Praxis bei anderen Behörden die 
gegenwärtigen Dienstposteninhaber nicht auf 
ihrem Dienstposten beläßt und befördert, 
selbst wenn diese den betreffenden Dienst- 
posten bereits seit längerer Zeit besetzen? 


74. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Ansicht des 
Dr. Evers Fragestellers, daß dieses von der Praxis in 

anderen Behörden abweichende Verfahren 
nicht hinreichend begründet ist, dem Grund- 
satz der Gleichbehandlung widerspricht und 
zu Ungerechtigkeiten bei der Behandlung 
bisheriger Stelleninhaber führen kann, zumal 
die bisherige Bewährung auf einem angeho- 
benen Dienstposten „gebührend berücksich- 
tigt" wird und damit hinsichtlich ihrer Bewer- 
tung von Ermessenentscheidungen abhängig 
gemacht wird? 


75. Abgeordneter 

Schulte 

(Schwäbisdi 

Gmünd) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
drastische Erhöhung der Gebühren für Fern- 
schreibstandleitungen, insbesondere für klei- 
nere und mittlere Tageszeitungen, die sich 
im Interesse der eigenen Selbständigkeit oft- 
mals zu Redaktionsgemeinschaften zusammen- 
geschlossen haben und derartige Kooperation 
nur durch Standleitungen realisieren können, 
unzumutbare Kostenmehrbelastungen herbei- 
geführt hat? 


76. Abgeordneter 

Schulte 

(Schwäbisch 

Gmünd) 


Wird die Bundesregierung dafür Sorge tragen, 
daß neben den Nachrichtenagenturen auch die 
Zeitungen von der Zahlung der Ausgleichs- 
gebühr befreit werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


77. Abgeordnete Geht aus dem Interview des Bundesministers 
Frau Dr. Walz für Bildung und Wissenschaft — Pressedienst 
Nr. 32/71 vom 18. August 1971 — hervor, daß 
unbeschadet der 25®/o jedes Geburtsjahrgangs, 
die nach dem Bildungsbericht der Bundesregie- 
rung nach dem Sekundarabschluß II in Wirt- 
schaft und Verwaltung gehen sollen, diejeni- 
gen 25®/o, die bisher an der integrierten Ge- 
samthochschule studieren sollten, nun teil- 
weise doch nicht an dieser, sondern an ande- 
ren Schulen sowie Fachhochschulen und Fach- 
schulen ausgebildet werden sollen? 
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Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 
geben, ob und in welchem Umfang die ELDO 
Versuchsanlagen im Rahmen der „Deutsche 
Forschungs- und Versuchsanstalt für Luft- und 
Raumfahrt e. V." in der Außenstelle Trauen 
Entwicklungsarbeit für den Satellitenträger 
„Europa 11" ihre Arbeit fortsetzen können, 
imd damit die Arbeitsplätze der dort tätigen 
Mannschaft gesichert sind? 


79. Abgeordneter Kann die Bundesregierung bestätigen, daß sie 
Dr. Jahn erwägt, die zur Zeit der ELDO gehörenden 

(Braunsdiweig) Anlagen zu erwerben, um sie einer erweiter- 

ten Nutzung zuzuführen? 


80. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Ansicht des 

Pfeifer hessischen Kultusministers, die ordnungsge- 

mäße Durchführung der Rechtswissenschaften 
sei in Hessen gewährleistet, obwohl beispiels- 
weise an der Universität Frankfurt ein Straf- 
rechtslehrer von Studenten durch Androhung 
von Kampfmaßnahmen, durch wiederholte 
Besetzung seines Arbeitszimmers, durch do- 
sierten nächtlichen Telefonterror gegen seine 
Frau und Familie und durch andere Formen 
der massiven Druckausübung im letzten Se- 
mester gezwungen wurde, in einer Straf- 
rechtsübung für Fortgeschrittene die Benotung 
einer ihm vorgelegten Klausurarbeit von 
„mangelhaft" auf „befriedigend" heraufzuset- 
zen, obwohl diese Arbeit nach dem Urteil 
dieses Strafrechtslehrers teilweise „nicht ein- 
mal den Anforderungen einer Oberschule ge- 
nügt hat" ? 


81. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Dr. Gölter rung, um entsprechend ihrer eigenen Ver- 

pflichtung zur Wahrung und Verteidigung der 
rechtsstaatlichen Ordnung in Fällen wie dem 
genannten die grundgesetzlich garantierten 
Rechte des einzelnen Hochschullehrers zu 
schützen? 


82. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den Rück- 
Dr, Gölter tritt der Berliner Professorinnen Ingeborg 

Schröbler und Ursula Hennig von ihren 
Selbstverwaltungsämtern? 


83. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den in der 
Dr. Kotowski „Frankfurter Allgemeinen Zeitung" vom Frei- 
tag, dem 22. Oktober 1971, veröffentlichten 
Bericht von Ernst-Otto Maetzke: „Marxisti- 
sche Vergatterung von Erstsemestern. Die 
Studienberatung bei den Marburger Basis- 
gruppen"? 


78. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 
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Gesdiäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


84. Abgeordneter 

Niegel 


85. Abgeordneter 

Dr. Sdiulze- 
Vorberg 


86. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 


87. Abgeordneter 

Hödierl 


Welche Mitglieder der heutigen Bundesregie- 
rung (Artikel 62 GG), Staatssekretäre und so- 
genannte Berater der jetzigen Bundesregie- 
rung haben 1967/68 rait der Kommunistischen 
Partei Italiens, und über sie mit Mittelsmän- 
nern der SED, mit welchem Ziel, in wessen 
Auftrag und welchem Ergebnis verhandelt? 

Bleibt der Bundeskanzler bei seiner vor dem 
Deutschen Bundestag erhobenen Behauptung, 
Informationen, nach denen Staatssekretär Bahr 
in Washington für die Einrichtung eines so- 
wjetischen Generalkonsulates in West-Berlin 
geworben habe, seien „Quatsch"? 

Trifft die Meldung der „Welt" vom 18. Okto- 
ber 1971 zu, daß der Chef des Presse- und 
Informationsamtes der Bundesregierung er- 
klärt habe, mit ihrer Zustimmung zur Auf- 
nahme der „DDR" in die UNO habe die Bun- 
desregierung die völkerrechtliche Anerken- 
nung der „DDR" durch andere Staaten frei- 
gegeben, und teilt die Bundesregierung die 
eventuell daraus zu ziehende Schlußfolgerung, 
daß es nach Abschluß einer solchen Entwick- 
lung nicht mehr darauf ankomme, ob die 
Bundesregierung selbst eine formelle Aner- 
kennung ausspreche? 

Welche Gründe hatte das Presse- und Infor- 
mationsamt der Bundesregierung, in dem von 
ihm herausgegebenen Dienst „Ostinformation" 
für das Weglassen gefährlicher Passagen des 
Artikels des Vorsitzenden des außenpoliti- 
schen Ausschusses des Obersten Sowjet, Juri 
Schukow, in der „Prawda" vom 22. September 
1971? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


88. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vodcenhausen 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die Sichtvermerkstelle der Deutschen 
Handelsvertretung in Prag so einzurichten, 
daß sie in jeder Weise ihrer Aufgabe gerecht 
werden kann? 


89. Abgeordneter Haben von albanischer Seite Initiativen die 
Dr. Riedl Bundesregierung erreicht, in denen ein Inter- 

(Mündien) esse an der Aufnahme diplomatischer Bezie- 

hungen angedeutet wurde, und wie hat die 
Bundesregierung darauf reagiert, bzw. wie ge- 
denkt sie darauf zu reagieren? 
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90. Abgeordneter 

Schedl 


91. Abgeordneter 

Pöhler 


92. Abgeordneter 

Röhner 


93. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 


94. Abgeordneter 

Engelsberger 


Hat die Bundesregierung bei den Verhand- 
lungen, die zum Abschluß des Warschauer 
Vertrags führten, oder danach der kommu- 
nistischen Polnischen Vereinigten Arbeiter- 
partei einen Anlaß gegeben, in ihrer Aufklä- 
rungskampagne über den Vertrag zu behaup- 
ten, sie sei im Besitz von Zusicherungen, wo- 
nach die Bundesrepublik Deutschland auch in 
einem Friedensvertrag die Frage nach der 
Grenze an Oder und Neiße nicht wieder auf- 
werfen wird, oder haben die die Bundesregie- 
rung tragenden Kräfte dies getan? 

Hat die Bundesregierung Kenntnis genommen 
von der Empfehlung 648 der Beratenden Ver- 
sammlung des Europarates vom 5. Oktober 
1971 betr. Hilfe für die ostpakistanischen 
Flüchtlinge, und ist sie bereit, im Sinne dieser 
Empfehlung in Zusammenarbeit mit dem Ho- 
hen Kommissar der Vereinten Nationen für 
Flüchtlinge vermehrte und beschleunigte 
Hilfsmaßnahmen für diese ostpakistanischen 
Flüchtlinge zu ergreifen? 

Treffen Pressemeldungen zu, daß jugoslawi- 
sche Stellen in Split die Entfernung einer Ab- 
bildung des Brandenburger Tores und der 
Leuchtschrift mit den Buchstaben „BERLIN", 
die auf einer Ausstellung über die deutsche 
Hauptstadt gezeigt wurden, verlangt haben, 
und daß daraufhin das Bild des Brandenburger 
Tores durch das des Ernst-Reuter-Platzes er- 
setzt worden ist, und wie beurteilt die Bun- 
desregierung das Eingehen der Berliner Ver- 
treter auf das jugoslawische Ansinnen? 

Trifft die Meldung der „Frankfurter Allge- 
meinen Zeitung" vom 26. Oktober 1971 zu, 
daß mehr als die Hälfte der Anträge auf Um- 
siedlung in die Bundesrepublik Deutschland 
von den polnischen Behörden abgelehnt 
wurde, obwohl die Antragsteller die Voraus- 
setzungen erfüllen, die in der polnischen Zu- 
sage anläßlich der Unterzeichnung des War- 
schauer Vertrages genannt sind, und was tat 
die Bundesregierung, und was gedenkt sie zu 
tun, um die polnische Seite zur Einhaltung 
ihrer Zusage zu bewegen? 

Hält die Bundesregierung nach wie vor fest 
an der Strafverfolgungsabsicht gegen Journa- 
listen wegen Verdacht des Geheimnisverrats 
im Zusammenhang mit der Veröffentlichung 
von Telegrammen des deutschen Botschafters 
in den USA, Rolf Pauls, nachdem sogar der 
Pressesprecher der Bundesregierung, Conrad 
Ahlers, die eingeleiteten Strafverfahren für 
„unangebracht" gehalten und den aus der Zeit 
des Hitler-Regimes stammenden § 353 c des 
Strafgesetzbuches als „kein adäquates Mittel, 
um die Verhältnisse aufzuklären und solches 
zu verhindern", bezeichnet hat? 
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95. Abgeordneter 

Engelsberger 


96. Abgeordneter 

Gierenstein 


97. Abgeordneter 

Pfeifer 


98. Abgeordneter 

Dr. Sdiulze- 
Vorberg 


Wie ist nach Ansicht der Bundesregierung 
die angebliche Entspannungsbereitschaft der 
Sowjetunion in Einklang zu bringen mit der 
Tatsache, daß der Verteidigungsminister der 
UdSSR, Marschall Gretschko, die „fortwäh- 
rende Steigerung der Kampfkraft und Einsatz- 
bereitschaft“ der Sowjet- Armee als „ vornehm- 
lich e Aufgabe“ und die außenpolitische Akti- 
vität der sowjetischen Regierung als dienlich 
für die „Machtausweitung und Zusammen- 
schweißung der sozialistischen Staaten" be- 
zeichnet hat, und welche Konsequenzen für 
die NATO erachtet auf Grund solcher Ziel- 
vorstellungen die Bundesregierung für nötig? 


Trifft die in der „Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung" vom 26. Oktober 1971 aufgestellte 
Behauptung zu, die Bundesregierung sei damit 
einverstanden, daß Abstriche an den in Europa 
lagernden taktischen Atomwaffen vorgenom- 
men werden könnten, oder ist die Bundes- 
regierung nicht vielmehr der Auffassung, daß 
darüber nur im Zusammenhang eines umfas- 
senden Konzepts gesprochen werden dürfte? 


Hält die Bundesregierung es für richtig, daß 
ein Parlamentarischer Staatssekretär es abge- 
lehnt hat, auf eine entsprechende Anfrage 
einer Zeitung hin zu dem Sachverhalt Stellung 
zu beziehen, daß ein Landtagsabgeordneter 
geäußert hat, einige NPD-Abgeordnete im 
Landtag seien für die Demokratie im Land ein 
kleineres Übel als eine absolute Mehrheit 
der CDU, und teilt die Bundesregierung die 
Meinung, daß eine solche Äußerung generell 
als undemokratisch und dem parlamentari- 
schen Selbstverständnis in der Bundesrepublik 
Deutschland schädlich von jedem, der für die 
Regierung spricht, entschieden zurückgewie- 
sen werden sollte? 


Wie begründet die Bundesregierung den Kabi- 
nettbeschluß, als dessen Folge zahlreiche Jour- 
nalisten nach § 353 StGB als Beschuldigte im 
Zusammenhang mit dieser politischen Mission 
des Staatssekretärs Bahr verhört wurden? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 

1. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Ott ihre iin Jahr 1972 vorgesehenen Aufwendun- 

gen für die innere Sicherheit und die Volks- 
gesundheit in einem krassen Mißverhältnis 
zu den geplanten Ausgaben für die Regie- 
rungpropaganda stehen, die nach Pressemel- 
dungen mehr als 210 Millionen DM aus- 
machen? 

2. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für vertretbar, 

Ott daß das Bundespresseamt 1972 Ausgaben in 

Höhe von 150,3 Millionen DM tätigt, während 
für das Bundeskriminalamt lediglich 77,5 Mil- 
lionen DM und für das Bundesamt für Ver- 
fassungsschutz nur 46 Millionen DM aufge- 
wendet werden sollen? 

3. Abgeordneter Kann die Bundesregierung eine Zusammenfas- 

Dr. Sperling sung über alle bei den Ministerien und den 

angeschlossenen Forschungsinstituten erschei- 
nenden Schriftreihen zusammenstellen und 
diese gegebenenfalls auf Anforderung den 
interessierten Abgeordneten zur Verfügung 
stellen? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

4. Abgeordneter Trifft es zu, daß der deutsche Botschafter in 

Dr. Geßner Griechenland schriftlich gegen die Erklärung 

der griechischen Regierung protestiert hat, 
Kontakte zwischen in Athen akkreditierten 
Botschaftern und ehemaligen griechischen 
Politikern seien „unannehmbar"? 

5. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung für den 

Dr. Geßner Fall zu reagieren, daß die griechische Regie- 

rung versuchen würde, derartige Kontakte zu 
behindern bzw. zu unterbinden? 

6. Abgeordneter Trifft die Meldung des „Spiegel" vom 18, Ok- 

Engelsberger tober 1971 zu, daß die Bundesregierung über 

die geplante Moskau-Reise des amerikani- 
schen Präsidenten lediglich eine Stunde früher 
als die Öffentlichkeit unterrichtet worden ist, 
und teilt bejahendenfalls die Bundesregierung 
die Auffassung, für diesen offensichtlichen 
Mangel an vorheriger Konsultation mit ihrem 
Verhalten anläßlich der Krim-Reise des Bun- 
deskanzlers selbst das Beispiel gegeben zu 
haben? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

7. Abgeordneter Erwägt die Bundesregierung eine Klarstellung 

Dr. Häfele oder Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes, 

so daß für Wasserentnahmen aus Oberflächen- 
gewässern Gebühren zum Zwecke der Wasser- 
reinhaltung verlangt werden können? 

8. Abgeordneter Glaubt die Bundesregierung nicht, auf diese 

Dr. Häfele Weise zum Beispiel die Maßnahmen zur Rein- 
haltung des Bodensees wesentlich und auf zu- 

mutbare Weise beschleunigen zu können? 

9. Abgeordneter Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die 

Hansen industrielle Herstellung von Plastikfolien 

möglich ist, die den gleichen Festigkeitsgrad 

wie herkömmliche Folien aufweisen, im Ge- 
gensatz zu diesen jedoch innerhalb kurzer Zeit 
verrotten und deshalb ihre Beseitigung als 
Abfall wesentlich erleichtern? 

10. Abgeordneter Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung 
Hansen für geeignet, die Hersteller von Plastikfolien 

in der Bundesrepublik Deutschland zur Um- 
stellung auf die ausschließliche Produktion 
solcher umweltfreundlicher Materialien zu 
veranlassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

11. Abgeordneter Wird die Bundesregierung das Haftungsrecht 

Zebisdi für Schäden, die von neu eingeführten Arznei- 

mitteln ausgehen, angesichts der Sdiwierig- 
keiten bei der Verfolgung von Haftungsan- 
sprüchen der Geschädigten überprüfen und 
Beteiligungen von Arzneimittelfirmen an 
Haftungsfonds anstreben? 

12. Abgeordneter Wird die Bundesregierung, nachdem sie durch 

Zebisch das Absehen von einer behördlichen Zulas- 

sung neuer Arzneimittel die Staatshaftung 
umgeht, eine Gefährdungshaftung für Schäden 
aus neu zugelassenen Arzneimitteln ein- 
führen? 

13. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die bisherigen ge- 

Wuwer setzlichen Mittel für ausreichend, den immer 

mehr zunehmenden Mißbrauch von Kleinst- 
sendern (Minispionen) in der Wirtschaft und 
im Privatleben zu verhindern, und welche 
gesetzlichen Maßnahmen hat die Bundesregie- 
rung in dieser Beziehung vorgesehen? 

14. Abgeordneter Wie glaubt die Bundesregierung die Ziele, die 

Wuwer den Gesetzen gegen den Mißbrauch von 

Kleinstsendern zugrundeliegen, in wirtschaft- 
lich vertretbarer Weise sicherzustellen? 


19 



Drucksache Vl/2775 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


15. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 


16, Abgeordneter 

Lenzer 


17. Abgeordneter 

Lenzer 


18, Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 


Malt es die Bundesregierung für notwendig, 
durch entsprechende Anweisungen an die 
Zollbehörden jede eingeführte und noch nicht 
in ihrem Typ registrierte Waffe zum nächsten 
Landeskriminalamt zur Beschußprüfung zu- 
zuleiten, und welche Maßnahmen gedenkt sie 
hier zu unternehmen? 

Welche Richtlinien bestehen beim Bundes- 
minister für Wirtschaft und Finanzen oder 
evtl, anderen Ressorts zur Gewährung von 
Förderungsmitteln an Firmen der elektroni- 
schen Datenverarbeitung, insbesondere zur 
Entwicklung von Software für den Anwen- 
dungsbereich der gewerblichen Wirtschaft? 

Aus welchen Gründen wurde in diesem Zu- 
sammenhang der Antrag der Firma Informa- 
tion durch Datenverarbeitung GmbFI, 3353 
Bad Gandersheim, nicht berücksichtigt? 

Kann die Bundesregierung mitteilen, welche 
Maßnahmen sie ergriffen hat, um der wieder- 
holt erhobenen Forderung des ganzen Bundes- 
tages zu entsprechen, die der Bundeskanzler 
in diesen Tagen erneut darstellte: „Es bleibt 
das Problem, daß die Erhaltung der Presse- 
freiheit auch die Erhaltung einer ausreichen- 
den Meinungsvielfalt notwendig machD — zu- 
mal bisher z. B. durch die für eine Reihe von 
kleinen und mittleren Zeitungsverlagen tat- 
sächlich Existenz gefährdende Erhöhung für 
die Fernschreibstandleitungen um bis zu 500 
Prozent eher der Eindruck bestehen mußte, die 
Konzentration im Pressewesen werde von der 
derzeitigen Regierung gefördert? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

19. Abgeordneter Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, 
Niegel daß die Verwertung von Weichweizen über 

die Feuchtgetreidesilierung für die Rationali- 
sierung und Spezialisierung bei größeren Be- 
ständen von Mastschweinen sowohl in Einzel- 
betrieben wie in Gemeinschaften eine Ent- 
lastung des Marktes im Sinne der Verordnung 
zur Gewährung von Denaturierungsprämien 
bringt, und — da die bisherigen Auflagen 
zur Denaturierung jedoch die Erzeuger zwin- 
gen, die Denaturierung in einem anerkannten 
Betrieb zu einem erheblichen Mehraufwand 
vornehmen zu lassen — daß eine neue Rege- 
lung angestrebt werden soll, die die Gewäh- 
rung der Denaturierung bei der Einlagerung 
im Erzeugerbetrieb, insbesondere über die 
Feuchtgetreidesilierung, ermöglicht? 
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20. Abgeordneter 

Löffler 


21. Abgeordneter 

Höcherl 


Kann die Bundesregierung durch die Bekannt- 
gabe entsprechender Zahlen die Behauptung 
der Union der EWG-Handelsverbände wider- 
legen, daß die getroffenen Währungsmaßnah- 
men in der EWG den Agrar- und Lebensmittel- 
handel in größte Schwierigkeiten gebracht 
haben? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Trans- 
portvergütungen der belgischen Stickstoffher- 
steller, die zu Verkehrsprivilegien geführt 
haben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


22. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


23. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


24. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


25. Abgeordneter 

Weber 

(Heidelberg) 


26. Abgeordneter 

Weber 

(Heidelberg) 


Haben sämtliche Länder Landesverordnungen 
über den gewerbsmäßigen Betrieb von Alters- 
heimen und Pflegeheimen, wie z. B. das Land 
Schleswig-Holstein (siehe hierzu G.S. SchlH, 
G/Nr. 7/01 vom 22. April 1969), in denen die 
Anforderungen an Altersheime und Pflege- 
heime genau definiert sind? 
ln welcher Weise gedenkt die Bundesregie- 
rung darauf Einfluß zu nehmen, daß die An- 
forderungen an Altersheime und Pflegeheime 
und deren Konzessionierung im Bundesgebiet 
einheitlich geregelt werden? 

Hält die Bundesregierung eine Überprüfung 
ihrer Antwort auf die Frage A. 43 — Druck- 
sache VI/ 2575 — des Kollegen Dr. Jungmann 
in der Fragestunde des Deutschen Bundes- 
tages am 22. September 1971 — Stenographi- 
scher Bericht der 134. Sitzung, Seite 7857 ■ — 
noch für erforderlich, nachdem auch die Deut- 
sche Krankenhausgesellschaft „die in der 
Öffentlichkeit genannten Zahlen über die Ein- 
kommen der Oberärzte und der Assistenz- 
ärzte als nicht immer präzise wiedergegeben" 
bezeichnet hat? 

Sind der Bundesregierung die zahlreichen 
Pressemeldungen bekannt, in denen darauf 
hingewiesen wird, daß in zunehmendem Um- 
fang Hormonpräparate und Antibiotika zur 
Viehmast benutzt werden, was vor allem im 
letzteren Fall durch Entstehung von Allergien 
und Immunisierungen gegen Penicillin und 
Streptomycin beim Menschen im Krankheits- 
fall zu lebensgefährlichen Körperreaktionen 
führen kann? 

Was gedenkt die Bundesregierung gegen diese 
Entwicklung zu unternehmen? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

27. Abgeordneter Verfügt die Bundesregierung über statistische 
Haar Unterlagen, aus denen Angaben über die Un- 

(Stuttgart) fallbeteiligung und Unfallhäufigkeit der ver- 

schiedenen Kraftfahrzeugmarken und Kraft- 
fahrzeugmodelle hervorgehen? 
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28. Abgeordneter 

Haar 

(Stuttgart) 

29. Abgeordneter 

Wende 


30. Abgeordneter 

Wende 

31. Abgeordneter 

Dr. Hauff 


32. Abgeordneter 

Dr. Hauff 


33. Abgeordneter 

Biechele 


34. Abgeordneter 

Biechele 


35. Abgeordneter 

Jung 


Sollte dies nicht der Fall sein, wäre dann die 
Bundesregierung bereit, die Straßenverkehrs- 
Unfallstatistik in dieser Richtung zu erweitern? 

Entsprechen Zeitungsberichte den Tatsachen, 
daß für den Ausbau der Bundesstraße 14 zwi- 
schen Felibach und Winnenden sowie der 
Bundesstraße 29 zwischen Großheppach und 
Schorndorf beim Bundesverkehrsministerium 
noch keine baureifen Pläne vorliegen, obwohl 
im ersten Fünf jahresplan für den Ausbau von 
Bundesfernstraßen entsprechende Mittel für 
diese Abschnitte eingestellt sind? 

Bis zu welchem Zeitpunkt ist mit der Fertig- 
stellung der in Frage 29 genannten Straßen- 
abschnitte zu rechnen? 

Wird die Bundesregierung dafür eintreten, 
daß der Grunderwerb im Zuge des Neubaus 
der B 27 auf dem Teilstück Echterdingen — 
Aich so rasch wie möglich getätigt wird, um 
weitere Bodenpreissteigerungen zu verhin- 
dern, nachdem das Planfeststellungsverfahren 
jetzt abgeschlossen ist? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
der Ausbau der B 27 schon insofern vorrangig 
ist, als nur dadurch die Verkehrsmisere an der 
Ortsdurchfahrt Bernhausen der B 312 zu be- 
heben ist? 

Ist zu erwarten, daß die Beratungen über die 
Revision der internationalen Schiffahrts- und 
Hafenordnung für den Bodensee, die seit dem 
Jahr 1966 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland, der Schweiz und Österreich ge- 
führt werden, in Kürze abgeschlossen werden 
können, nachdem mir die Bundesregierung auf 
meine diesen Gegenstand betreffenden Fra- 
gen am 5. Februar 1971 (Stenographischer 
Bericht der 98. Sitzung, Seite 5580) u. a. fol- 
gendes geantwortet hat: „Sie ist der Auffas- 
sung, daß mit der in Wien im November 1970 
getroffenen Absprache, die Revisionsarbeiten 
innerhalb eines Jahres zum Abschluß zu brin- 
gen, sehr viel erreicht ist und eine kürzere 
Frist wegen des Umfangs der Arbeiten nicht 
einzuhalten wäre.''? 

In welchen Sachbereichen liegen besondere 
Schwierigkeiten, die zu diesen kaum verständ- 
lichen Verzögerungen geführt haben, wenn 
man die immer unerträglicher w^erdenden Ver- 
hältnisse am und auf dem Bodensee, vor 
allem im Hinblick auf die Rechtsunsicherheit 
und auf die Fragen des Umweltschutzes ernst 
nimmt, und weiche Möglichkeiten sieht die 
Bundesregierung, die Verhandlungen zu 
einem baldigen Abschluß zu bringen? 

Wird die Bundesregierung im Zusammenwir- 
ken mit der Landesregierung Rheinland-Pfalz 
den Ausbau der B 10 im Raum Landau (Orts- 
umgehung Insheim — Anschluß an B 38 und 
B 272) so beschleunigen, daß er bis spätestens 
Frühjahr 1972 endgültig fertiggestellt wird? 
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36. Abgeordneter 

Jung 


37. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


38. Abgeordneter 

Baeuchle 


39. Abgeordneter 
Baeuchle 


40. Abgeordneter 

Dr. Hubrig 


41. Abgeordneter 

Pfeifer 


Wird die Bundesregierung darauf hinwirken, 
daß bei der Fahrplangestaltung der Deutschen 
Bundesbahn die Südpfalz mehr als bisher 
berücksichtigt wird, insbesondere bei den 
■ — infolge ihrer starken wirtschaftlichen Ent- 
wicklung notwendigen — Anschlüssen an 
schnellfahrende Züge in Karlsruhe und Mann- 
heim? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, den 
Lärmschutz in der Gemarkung Weilbach im 
Zusammenhang mit der Verbreiterung der 
Bundesautobahn so auszubauen, daß die an 
der Bundesautobahn Frankfurt — Köln gele- 
gene Gemeinde Weilbach keine unzumutbare 
Lärmbelästigung hinnehmen muß? 

In welcher Höhe wurden in den Jahren seit 
Bestehen dieser Möglichkeit Zuweisungen für 
den kommunalen Straßenbau aus dem Auf- 
kommen der Mineralölsteuer (Leber-Pfennig) 
an Landkreise. Städte und Gemeinden des 
Bundeslandes Baden-Württemberg zur Verfü- 
gung gestellt? 

Inwieweit befanden sich darunter auch auf 
diese Weise geförderte Straßenbaumaßnah- 
men in den oberschwäbischen Landkreisen 
Biberach, Ehingen und Saulgau, und welche 
größeren derartig geförderten Straßenbaumaß- 
nahmen in den genannten drei Landkreisen 
des Regierungsbezirks Südwürttemberg-Ho- 
henzollern (Sitz Tübingen) können namentlich 
mit Angabe der Höhe der anteiligen Bundes- 
fördermittel aus dem Mineralölsteueraufkom- 
men benannt werden? 

Hat die Bundesregierung entsprechend ihrer 
Antwort auf die Fragen des Abgeordneten 
Dr. Jenninger (Drucksache VI/2166, Fragen 
B. 27 und 28) im Zusammenhang mit der Anhe- 
bung der durch die Bauart landwirtschaftlicher 
Fahrzeuge bedingten Höchstgeschwindigkeit 
von 20 auf 25 km/h mit den obersten Landes- 
behörden die angekündigten Gespräche ge- 
führt, und wie sehen die Ergebnisse im einzel- 
nen aus? 

Ist die Bundesregierung angesichts der zu- 
nehmend gefährlicher werdenden Verkehrs- 
verhältnisse auf der B 312 zwischen Reutlingen 
und Stuttgart bereit, ihre auf meine schrift- 
liche Frage vom 16./18. September 1970 ge- 
äußeiTe Haltung zu überprüfen und entspre- 
chend den Äußerungen des Innenministers 
von Baden- Württemberg vom 21. Oktober 
1971 in Reutlingen im Interesse der Verbesse- 
rung der Verkehrsverhältnisse auf dieser 
Straße, insbesondere im Aichtal in Richtung 
Bernhausen, Mittel für eine Übergangslösung 
zur Verfügung zu stellen, nachdem die Fertig- 
stellung der neuen B 27 zwischen Tübingen 
und Stuttgart mit Zubringer von Reutlingen 
in naher Zukunft offensichtlich nicht zu er- 
warten ist? 
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42. Abgeordneter Falls ja, bis wann kann mit dem Beginn ent- 

Pfeifer sprechender Baumaßnahmen gerechnet wer- 

den? 

43. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die Bahn- 

Dr. Franz linie Bad Aibling — Feilnbach einzustellen, ob- 

wohl die Einwohner der an der Bahnlinie lie- 
genden Gemeinden mit einer Gesamtbevölke- 
rung von 6136 Personen hinsichtlich des Be- 
rufsverkehrs, des Schülerverkehrs und insbe- 
sondere des Fremdenverkehrs in diesem nach 
landesplanerischen Vorstellungen als Frem- 
denverkehrszentrum ausgewiesenen Gebiet 
auf die Bahn angewiesen sind und eine Er- 
satzlösung durch Omnibusverkehr infolge der 
schlechten Straßenverhältnisse undurchführ- 
bar ist? 

44. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, insbesondere 

Dr. Franz unter Berücksichtigung des ganzjährigen Kur- 

betriebes in diesem Bereich, der durch die 
turnusmäßige Beschickung der Kurheime durch 
Versicherungen und die Landesversicherungs- 
anstalt Verkehrsballungen mit sich bringt, die 
insbesondere auch wegen des Reisegepäcks 
durch Omnibusverkehr nicht bewältigt wer- 
den können, die Bahnlinie bestehen zu lassen 
als Beitrag zur Erhaltung der Wirtschaftskraft 
der an der Bahnlinie liegenden und durch 
eine Stillegung erheblich geschädigten auf 
Fremdenverkehr angewiesenen Gemeinden 
und ihrer Einwohner? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

45. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung Umwelt- 

Seibert Belastung und Sicherheitsrisiko durch den ge- 

planten Bau eines neuen Atomreaktors bei 
Großwelzheim am Main? 

46. Abgeordneter Durch welche Auflagen können eventuelle 

Seibert Gefahren abgewendet werden? 

47. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, ein Staatsab- 

Dr. Jahn kommen mit den Bundesländern zur Finan- 

(Braunschweig) zierung der lehrfreien Luft- und Raumfahrt- 
forschung der DFVLR — ähnlich dem der Max 
Planck-Gesellschaft — abzuschließen? 

48. Abgeordneter Ist die Bundesregierung nicht der Auffassung, 

Dr, Jahn daß die personellen und sachlichen Etatmittel 

(Braunschweig) der DFVLR klar getrennt sein müssen, damit 

es unmöglich wird, daß 150 vom Deutschen 
Bundestag bewilligte Stellen im Haushaltsjahr 
1971 nicht besetzt werden? 

Bonn, den 29. Oktober 1971 
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